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V

1 Einleitung

1.1 Vorbemerkungen

Bereits in früheren Beton-Kalendern wurde das The-
ma der Tunnelsicherheit umfassend dargestellt. Im Be-
ton-Kalender 2005 wurde die „Tunnelsicherheit“ vom
Autorenteam Bergmeister, Matousek, Haack aufgear-
beitet, im Beton-Kalender 2013 hat Bergmeister den
Beitrag „Sicherheit und Brandschutz im Tunnelbau“
verfasst und im Beton-Kalender 2018 wurde der The-
menbereich „Beton unter hoher Temperaturbeanspru-
chung – Brandschutz und Rettungssysteme in Tun-
neln“ von Bergmeister, Cordes, Lun, Murr und Reichel
behandelt.
In diesem Beitrag wird vornehmlich auf gleisgebun-
dene unterirdische Verknüpfungsstellen mit Mischbe-
trieb von Güter- und Personenzügen auf Eisenbahn-
strecken eingegangen. Einleitend werden dazu die ak-
tuell gültigen nationalen und internationalen Normen
und Richtlinien in Bezug auf die Sicherheit in unter-
irdischen Verknüpfungsstellen angeführt und verglei-
chend bewertet. Im Hauptteil werden unterschiedliche
Varianten unterirdischer Verknüpfungsstellen schema-
tisch ausgearbeitet und hinsichtlich der Maßnahmen
zur Erreichung einer ausreichenden Sicherheit, des
baulichen Realisierungsaufwands, der betrieblichen
Flexibilität im Ereignisfall und des Instandhaltungs-
aufwands der betrieblichen Ausstattung bewertet.
Bei konkreten Bauprojekten müssen Verknüpfungs-
stellen im Gesamtsystem unter Berücksichtigung an-
schließender Tunnel betrachtet werden. Dabei resul-
tiert die Notwendigkeit bestimmter Streckenverbin-
dungen oder allenfalls notwendiger Überleitstellen aus
betrieblichen Szenarien und in Abstimmung mit den
Betreibern. Auch sind zugehörige Rettungsszenarien in
Abstimmung mit örtlichen Rettungskräften unter Ein-
bezug der örtlichen Gegebenheiten und Erfahrungen
festzulegen.

1.2 Definition der Verknüpfungsstellen

Als Verknüpfungsstelle wird ein Streckenabschnitt mit
einer Kombination aus Abzweigstellen (Verknüpfun-
gen zwischen verschiedenen Strecken) und Überleit-

Bild 1. Schematische Darstellung einer vollständigen Verknüpfungsstelle

stellen (zwischenRegel- undGegengleis derselben Stre-
cke) bezeichnet. Diese kann unterschiedliche betriebli-
che Funktionen erfüllen und sich sowohl auf der freien
Strecke als auch in einem Tunnel befinden. Die Aus-
prägung einer Verknüpfungsstelle wird schematisch in
Bild 1 illustriert. Wenn alle dargestellten Verbindungs-
möglichkeiten gegeben sind, spricht man von einer
vollständigen Verknüpfungsstelle.
Unter der Streckenverknüpfung versteht man die Zu-
sammenführung oder Abzweigung von Strecken. Die-
se Verknüpfungen werden gemäß Eisenbahn-Bau- und
Betriebsordnung (EBO) [1] als Abzweigstellen bezeich-
net. Dort können Züge von einer auf eine andere Stre-
cke übergehen.
Als Überleitstelle wird die Verbindung zweier Gleise
mit entgegengesetzter Fahrtrichtung derselben Strecke
bezeichnet.Hierbei handelt es sich um eineVerbindung
von Regelgleis zu Gegengleis.
Baulich können unterirdische Verknüpfungsstellen
entweder als ein 4-gleisiger Tunnel, zwei 2-gleisige Tun-
nel oder vier 1-gleisige Tunnel realisiert werden.

2 Normative Vorgaben zur Sicherheit
von Tunnelanlagen

2.1 Einleitung

Unter Sicherheit versteht man imAllgemeinen eine we-
der zeitlich noch räumlich begrenzte Situation, in der
das vorhandene Risiko geringer als ein Grenzrisiko ist.
Dieses Grenzrisiko (auch akzeptables Risiko genannt)
wird abhängig von den sozial-, wirtschafts- und kultur-
politischen Randbedingungen von der Gesellschaft ge-
rade noch akzeptiert [2]. Das Risiko wird als Produkt
aus der Eintrittswahrscheinlichkeit und demSchadens-
ausmaß definiert. Als Gefahr bezeichnet man einen
Zustand, bei dem das vorliegende Risiko über dem
Grenzrisiko liegt. Dabei wird die Wahrnehmung einer
Gefahr von der Gesellschaft unterschiedlich bewertet.
Ereignisse mit geringer Eintrittswahrscheinlichkeit, bei
denen plötzlich viele Menschen zu Schaden kommen,
werden viel intensiver wahrgenommen und daher auch
als „Schockrisiken“ bezeichnet. Solche Schockrisiken,Le
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wie sie beispielsweise bei seltenen Ereignissen mit einer
hohen Anzahl an Todesopfern (z. B. bei einem Erdbe-
ben) auftreten, erzeugen Angst, obwohl das errechne-
te Risiko klein sein kann. Daher ist es wichtig, dass
bei der Bewertung von Risiken eine gewisse Resilienz
bei der Bewertung der Eintrittswahrscheinlichkeit und
des möglichen Schadensausmaßes vorhanden ist. Man
spricht dabei von einer Risikokompetenz [3].
Zur Gewährleistung der Sicherheit in Eisenbahntun-
neln wurden von der Europäischen Union sowie ver-
schiedenen europäischen Ländern Normen und Richt-
linien veröffentlicht. Die maßgeblichen davon werden
in den folgenden Abschnitten aufgeführt. Bei der Dar-
stellung werden insbesondere die Inhalte beleuchtet,
die eine Umsetzung von unterirdischen Verknüpfungs-
stellen maßgeblich beeinflussen.

2.2 Verordnungen der Europäischen Union
zur Tunnelsicherheit

Die Europäische Union (EU) strebt den Aufbau eines
transeuropäischen Verkehrsnetzes an. In der EU-Ver-
ordnung 1315/2013 [4] wird dabei die Schaffung ei-
nes leistungsfähigen und sicheren europäischen Schie-
nennetzes ausdrücklich erwähnt. Die Verordnung be-
nennt Vorhaben von gemeinsamem Interesse und gibt
die Anforderungen vor, die imHinblick auf denBetrieb
der Infrastruktur des transeuropäischen Verkehrsnet-
zes eingehalten werden müssen. Dabei stellt ein ein-
heitliches europäisches (Mindest-)Sicherheitsniveau ei-
ne wichtige Grundlage dar.
Die zentrale Richtlinie der EU für die Sicherheit in
Eisenbahntunneln ist die Verordnung 1303/2014 über
die technische Spezifikation für die Interoperabilität
bezüglich der „Sicherheit in Eisenbahntunneln“, kurz
TSI SRT [5]. Die TSI SRT ist in den Mitgliedstaaten
unmittelbar in allen ihren Teilen verbindlich für das
Netz des Eisenbahnsystems der Union. Sie gilt für die
Teilsysteme „Zugsteuerung/Zugsicherung und Signal-
gebung“, „Infrastruktur“, „Energie“, „Betrieb“ und
„Fahrzeuge“. Mit ihr soll erreicht werden, dass „Fahr-
zeuge, die der vorliegenden TSI entsprechen, ungehin-
dert und unter harmonisierten Sicherheitsbedingungen
in Eisenbahntunneln verkehren können“.
Die TSI SRT schreibt Maßnahmen vor, durch de-
ren Anwendung ohne weiteren Nachweis ein definier-
tes Sicherheitsniveau erreicht wird. Dieses in der TSI
SRT definierte Sicherheitsniveau darf in den Ländern
der EU nicht durch nationale Richtlinien herabgesetzt
werden (Ziffer 1.1 e). Die Mitgliedstaaten können je-
doch strengere Anforderungen festlegen, sofern die-
se nicht den Betrieb von Zügen verhindern, die der
TSI entsprechen. Deshalb müssen nationale Rechts-
vorschriften mit den Bestimmungen der TSI SRT ab-
gestimmt sein. Dazu muss jeder Mitgliedstaat die na-
tionalen Vorschriften notifizieren.
Grundsätzlich kann das nach TSI SRT geforderte Si-
cherheitsniveau auch durch abweichende Maßnahmen
erreicht werden, wenn ein Nachweis mindestens glei-

cher Sicherheit erfolgt. Die Sicherheit des Systems gilt
als grundsätzlich nachgewiesen, wenn für die Teilsyste-
me „Infrastruktur“ und „Energie“ die Spezifikationen
der TSI SRT eingehalten werden.
Alternativ zur Einhaltung der Spezifikationen kann die
Common Safety Method (CSM) für die Risikobewer-
tung angewendet werden. Die Anforderungen an die
CSM sind in der Durchführungsverordnung 402/2012
definiert [6].
In der TSI SRT sind funktionale und technische Spezi-
fikationen der Teilsysteme „Infrastruktur“ und „Ener-
gie“ für Tunnel festgelegt. Dazu zählen unter anderem
Anforderungen an Evakuierungseinrichtungen, einen
sicheren Bereich und den zugehörigen Zugang zu die-
sem sowie Kommunikationseinrichtungen, Notfallbe-
leuchtung und Fluchtwegkennzeichnung.
Als Eisenbahntunnel imSinne der TSI SRTgeltenTun-
nel mit einer Länge von mindestens 0,1 km. Für al-
le Tunnel mit einer Länge über 0,5 km muss in ein-
gleisigen Tunnelröhren auf mindestens einer Seite des
Gleises ein Fluchtweg gebaut werden. In mehrgleisi-
gen Tunnelröhren müssen auf beiden Seiten der Tun-
nelröhre Fluchtwege vorhanden sein. In Tunnelröhren
mit mehr als zwei Gleisen muss die Zugänglichkeit zu
einem Fluchtweg von jedem Gleis aus gewährleistet
sein. Als Mindestbreite sind 0,8m und als lichte Hö-
he über dem Fluchtweg mindestens 2,25m gefordert.
Der Fluchtweg muss auf Höhe der Schienenunterkan-
te oder darüber liegen. In Tunneln von mehr als 1 km
Länge müssen für die Selbstrettung und die Notfall-
dienste Zugänge zum sicheren Bereich vorhanden sein,
und zwar in Form von horizontalen Rettungsstollen
oder vertikalen Rettungsschächten ins Freie mindes-
tens alle 1000m oder in Form von Querschlägen zwi-
schen benachbarten getrennten Tunnelröhren im Ab-
stand weniger als 500m.
Soweit Güterzüge den gültigen Verordnungen an Fahr-
zeuge und Ladung entsprechen, dürfen diese alle Tun-
nel befahren. Nach TSI SRT kann die Sicherheit
des Güter- und Personenverkehrs durch Betriebsvor-
schriften, beispielsweise eine Trennung der beiden Ver-
kehrsarten, gewährleistet werden. Ein explizites Begeg-
nungsverbot von Güter- und Personenverkehr in Tun-
neln besteht nach TSI SRT nicht.
Unterirdische Verknüpfungsstellen sowie Streckenver-
knüpfungen oder Überleitstellen werden nicht ausge-
schlossen und sind damit in TSI-SRT-konformen Tun-
neln zulässig.

2.3 Nationales Recht europäischer Staaten
zur Tunnelsicherheit

Nachfolgend werden einige nationale und europäische
Regelungen angeführt, um einerseits die nationalen
Auslegungen darzustellen und andererseits eine glo-
balere Sicht zu ermöglichen. Auf Europäischer Ebene
liegt die Verantwortung bei der Europäischen Eisen-
bahnagentur (ERA) und den nationalen Sicherheitsbe-
hörden (NSA).
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V

2.3.1 Deutschland

Grundlage für den Bau und Betrieb von Eisenbah-
nen sind in Deutschland das Allgemeine Eisenbahn-
gesetz [7] sowie die Eisenbahn-Bau- und Betriebs-
ordnung [1]. Das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG)
dient dabei grundsätzlich der Gewährleistung eines si-
cheren Betriebs der Eisenbahn und eines attraktiven
Verkehrsangebots auf der Schiene. Nach § 4 Abs. 3
AEG sind die Eisenbahnen undHalter von Eisenbahn-
fahrzeugen verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu füh-
ren sowie an Maßnahmen des Brandschutzes und der
Technischen Hilfeleistung mitzuwirken. Eisenbahnen
sind zudem verpflichtet, die Eisenbahninfrastruktur si-
cher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu hal-
ten.
Folglich sind die Eisenbahnen (hier z. B. die Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen) für die Sicherheit ver-
antwortlich. Die Eisenbahn-Bau- und Betriebsord-
nung (EBO) gilt für regelspurige Eisenbahnen und re-
gelt die Anforderungen an Bahnanlagen, Fahrzeuge
und Personal sowie den Bahnbetrieb und die Sicherheit
auf dem Gebiet der Bahnanlagen.
In Deutschland ist das Eisenbahn-Bundesamt (EBA)
nach § 3 Abs. 1a Bundeseisenbahnverkehrsverwal-
tungsgesetz (BEVVG) die Sicherheitsbehörde nach
AEG (§ 5 Absatz 1d Satz 2 und Absatz 1e Satz 2).
Es ist danach mit den Aufgaben der Eisenbahnsicher-
heit im Sinne des EU-Rechts betraut. Somit ist das
EBAdie Aufsichts- undGenehmigungsbehörde für na-
tionale und europäische Aufgaben in seinem Zustän-
digkeitsbereich. Das EBA hat zusätzlich zur TSI SRT
die Richtlinie „Anforderungen des Brand- und Ka-
tastrophenschutzes an den Bau und Betrieb von Ei-
senbahntunneln“ (kurz EBA-Tunnelrichtlinie) [8] und
die Eisenbahnspezifischen technischen Baustimmun-
gen (EiTB) [9] herausgegeben.
Die EBA-Tunnelrichtlinie beschreibt die Art und den
Umfang der baulichen und betrieblichen Sicherheits-
maßnahmen, die nach dem Stand der Technik notwen-
dig sind, um in Eisenbahntunneln die Selbstrettung der
Reisenden und des Eisenbahnpersonals sowie den Ein-
satz der Rettungsdienste zu ermöglichen.
Die in den EiTB enthaltenen technischen Regeln und
Festlegungen sind bei der Auslegung der Anforde-
rungen an die Sicherheit und Ordnung heranzuzie-
hen (§ 2 Abs. 1 EBO). Das sind technische Baube-
stimmungen sowie technische Vorschriften (im Sin-
ne der Eisenbahn-Inbetriebnahmegenehmigungsver-
ordnung, EIGV).
Das Erfordernis zur Anwendung weiterer anerkannter
Regeln der Technik sowie von Regeln aufgrund ande-
rer gesetzlicher Vorschriften bleibt davon unberührt.
Gemäß EiTB ist die EBA-Tunnelrichtlinie als ermes-
sensbindende Richtlinie bei Entscheidungen über den
Bau und Betrieb von neuen Eisenbahntunneln zugrun-
de zu legen.
Die EBA-Tunnelrichtlinie (unter Berücksichtigung der
EiTB 2023) fordert bei zweigleisigen Strecken, für Tun-

nel über 1000m Länge die Fahrtunnel als parallele,
eingleisige Tunnel anzulegen, wenn das „Betriebspro-
gramm den uneingeschränkten gleichzeitigen Betrieb
von Reise- und Güterzügen im Tunnel vorsieht“. Das
Rettungskonzept ist dann nach dem Zweiröhrenkon-
zept umzusetzen. Gemäß EiTB 2023 ist das Zweiröh-
renkonzept definiert als ein Rettungskonzept für ein
oder mehrere parallel verlaufende Fahrtunnel, die über
Verbindungsbauwerke verbunden sind. Darin erfolgen
dieMaßnahmen der Selbst- und Fremdrettung über ei-
ne vom Ereignis nichtbetroffene Fahrtunnelröhre. In
den EiTB ist ausgeführt, dass, sofern unterirdische Per-
sonenverkehrsanlagen vorhanden sind, auch dort eine
vollständige bauliche Trennung vorhanden sein muss,
um den Übertritt von Brandgasen auszuschließen.
In Tunneln des Zweiröhrenkonzepts muss die Mög-
lichkeit bestehen, dass Einsatzfahrzeuge der Fremdret-
tungskräfte in die jeweils nicht betroffene Fahrtunnel-
röhre einfahren und diese durchfahren können, ohne
wenden zu müssen. Der Tunnelquerschnitt ist so zu
wählen, dass Einsatzfahrzeuge aneinander vorbeifah-
ren können.
Von jeder Stelle eines Fahrtunnels muss ein sicherer Be-
reich in höchstens 500m Entfernung erreichbar sein.
Für Tunnel des Zweiröhren-Konzepts wird explizit auf
die Regelungen der TSI SRT verwiesen.
Für die Umsetzung von Fluchtwegen gilt die Forde-
rung, dass in Tunneln mit Querschlägen zur anderen
Röhre der Fluchtweg im gesamten Tunnel auf der Sei-
te anzulegen ist, auf der sich die Querschläge zur an-
deren Röhre befinden. Darüber hinaus darf in einglei-
sigen Tunneln der Fluchtweg das Gleis nicht kreuzen.
In zweigleisigen (bzw. mehrgleisigen) Tunneln darf der
Fluchtweg nur zum Erreichen des Notausgangs, wenn
dieser nicht auf beiden Tunnelseiten vorhanden ist, in
Höhe des Notausgangs die Gleise kreuzen. Der Über-
gang (doppelte Fluchtwegbreite) ist in Anlehnung an
die Anforderungen an die Beschaffenheit von Flucht-
wegen herzustellen.
Gemäß EiTB sind Abweichungen von der Richtlinie
zulässig, wenn mindestens das gleiche Sicherheitsni-
veau auf andere Weise erreicht und dies nachgewiesen
wird oder die Einhaltung einzelner Bestimmungen im
Einzelfall unverhältnismäßig wäre. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass bei Entscheidungen über Ausnahmen
insbesondere die örtlichen Gegebenheiten, wie Über-
deckung, Lage des Tunnels, sowie Anrückzeit und -weg
der Rettungsdienste zu beurteilen sind. Eine gleichlau-
tende Formulierung ist in der EBO festgeschrieben: ge-
mäß § 2 Abs. 1 und 2 sind die Anforderungen an die
Sicherheit erfüllt, wenn Vorschriften oder anerkannte
Regeln der Technik eingehalten werden. Von den aner-
kannten Regeln der Technik darf abgewichen werden,
wenn mindestens die gleiche Sicherheit wie bei Beach-
tung dieser Regeln nachgewiesen ist.
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2.3.2 Österreich

Die Grundlage für den Bau und Betrieb von Eisenbah-
nen ist in Österreich das Eisenbahngesetz [10]. Nach
Aussage des österreichischen Bundesministeriums für
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation
undTechnologie liegen für die Sicherheit in Eisenbahn-
tunneln keine nationalen Regelwerke vor. Die Sicher-
heit wird ausschließlich nach den Vorgaben der EU ge-
mäß TSI SRT geregelt.
Darüber hinaus gibt es in Österreich die vom öster-
reichischen Bundesfeuerwehrverband herausgegebene
Regelung A-12/15 RL „Sicherheitsmaßnahmen in Ei-
senbahntunnelanlagen“ [11]. Sie gibt Empfehlungen
für die Gefahrenabwehr bei Bränden von Verkehrsmit-
teln in unterirdischen Verkehrsanlagen und beschreibt
die baulichen und betriebstechnischen Voraussetzun-
gen für eine erfolgreiche Einsatzdurchführung und -be-
wältigung.
Ferner sind die Richtlinien und Vorschriften für das
Eisenbahnwesen der Forschungsgesellschaft Straße,
Schiene, Verkehr (FSV) zu beachten. So ist die RVE
08.01.01 „Baulicher Brandschutz in unterirdischen
Verkehrsbauwerken“ [12] in der Tragwerksplanung
(Tragwerksbemessung für den Brandfall) von unter-
irdischen Verkehrsbauwerken für Eisenbahnanlagen
unter Berücksichtigung der aus den Schutzzielen re-
sultierenden Brandschutzanforderungen anzuwenden.
Sie gilt jedoch nicht für die Festlegung von organi-
satorischen Maßnahmen und Ausrüstungskomponen-
ten (Kommunikation, Stromversorgung, Sicherheits-
einrichtungen, Lüftungsanlagen, Brandbekämpfungs-
anlagen etc.). Es werden auch keine über den definier-
ten Brandfall hinausgehende Notfallszenarien (z. B.
Explosionen) berücksichtigt. Die genannte RVE hat
der Gesetzgeber nicht für verbindlich erklärt; sie stellt
aber den Stand der Technik dar, sodass deren Anwen-
dung empfohlen ist.
Daneben ist die Richtlinie „Erhöhter baulicher Brand-
schutz für unterirdische Verkehrsbauwerke aus Be-
ton“ von der Österreichischen Bautechnik Vereinigung
(ÖBV) zu berücksichtigen [13]. In der Richtlinie wer-
den die Grundlagen der Berechnung (Einwirkungen,
Abplatzungen usw.), der Konstruktion und Bemessung
(Temperaturentwicklung und -verteilung im Tunnel-
querschnitt, konstruktive Durchbildung und Bewer-
tung der Resttragfähigkeit) erläutert, auf die Herstel-
lung und den Einbau von Beton näher eingegangen
und Empfehlungen für die Ausschreibung baulicher
Brandschutzmaßnahmen gegeben. Zur Unterstützung
finden sich des Weiteren Hinweise auf Normen, Richt-
linien, Vorschriften und Literatur. Die ÖBV-Richtlinie
hat der Gesetzgeber nicht für verbindlich erklärt; sie
stellt aber den Stand der Technik dar, sodass deren An-
wendung empfohlen ist.

2.3.3 Schweiz

Grundlage für den Bau und Betrieb von Eisenbahnen
sind in der Schweiz das Eisenbahngesetz 742.101 [14]
und die Verordnung über den Bau- und Betrieb der Ei-

senbahnen [15]. In Ausnahmefällen kann das Bundes-
amt für Verkehr (BAV) Abweichungen von Vorschrif-
ten dieser Verordnung und ihrer Ausführungsbestim-
mungen anordnen, um Gefahren für Menschen, Sa-
chen oder wichtige Rechtsgüter abzuwenden. Es kann
auch in Einzelfällen Abweichungen bewilligen, wenn
der Gesuchsteller nachweist, dass die Interoperabilität
im grenzüberschreitenden und im nationalen Verkehr
dadurch nicht beeinträchtigt wird und der gleicheGrad
an Sicherheit gewährleistet ist oder kein inakzeptables
Risiko entsteht sowie alle verhältnismäßigen risikore-
duzierenden Maßnahmen ergriffen werden.
In der Schweiz ist die TSI SRT entsprechend dem „Be-
schluss Nr. 1/2021 des Landverkehrsausschusses“ [16]
anzuwenden. Als nationale Regelungen existieren in
der Schweiz die Schweizer Norm SIA 505 197/1 „Pro-
jektierung Tunnel – Bahntunnel“ [17] und die „Richt-
linie Sicherheitsanforderungen für bestehende Eisen-
bahntunnel“ des Bundesamtes für Verkehr [18]. Einzel-
ne Abschnitte der Schweizer Norm 505 197/1 sind als
nationale technische Vorschrift notifiziert. Die Richt-
linie des BAV definiert Sicherheitsanforderungen für
alle bestehenden Teilsysteme im schweizerischen Ei-
senbahnnetz. Für Neubau, Änderungen und Erneue-
rungen im Netz des Eisenbahnsystems der europäi-
schen Union gelten hingegen die TSI der europäischen
Union. Die Richtlinie für Bestandstunnel formuliert
die Forderung, dass die Zahl von Weichen in Tunneln
auf das betriebliche Minimum zu reduzieren ist.

2.3.4 Italien

Das italienische Dekret zur Sicherheit in Eisenbahn-
tunneln vom 28. Oktober 2005 wurde vom Ministe-
rium für Infrastruktur und Verkehr erlassen und im
Amtsblatt der Italienischen Republik am 6. April 2006
veröffentlicht [19]. Es legt fest, dass Eisenbahntun-
nel so geplant, gebaut, gewartet und betrieben werden
müssen, dass sie den Benutzern, Arbeitern und Ret-
tungskräften ein angemessenes Sicherheitsniveau bie-
ten. Das Dekret enthält auch Anforderungen an die
Sicherheitsausrüstung und -verfahren, die in Tunneln
eingesetzt werden müssen, um eine ausreichende Si-
cherheit zu gewährleisten.

2.3.5 Frankreich

Nach Informationen des Delegierten für technische
und regulatorische Fragen und Kommunikation von
Voie Libre, Direktion für regulatorische, europäische
und internationale Angelegenheiten EPSF existieren in
Frankreich über die TSI SRT hinaus keine nationalen
Richtlinien für Tunnelsicherheit.
Die interministerielle technische Anweisung des fran-
zösischen Innenministeriums und desMinisteriums für
Infrastruktur, Verkehr und Wohnungsbau vom 8. Juli
1998 betrifft die Sicherheit in Eisenbahntunneln [20].
Die Anweisung beschreibt Folgen und Maßnahmen
zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit bei Brandein-
wirkungen für neue Eisenbahntunnel mit einer Ge-
samtlänge zwischen 400m und 10 km. Des Weiteren
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zielt die technische Anweisung darauf ab, die Auftre-
tenswahrscheinlichkeit von Ereignissen zu begrenzen
sowie den Schutz und die Evakuierung von Personen
sicherzustellen.

2.3.6 Belgien

In Belgien gibt es nach Auskunft des föderalen öffentli-
chen Dienstes für Mobilität und Transportwesen (mo-
bilit.fgov.be) über die TSI SRT hinaus keine weiteren
nationalen Eisenbahnvorschriften, die für Tunnel gel-
ten.Auf betrieblicher Ebene hat der belgische Betreiber
der Eisenbahninfrastruktur, Infrabel, spezifische inter-
ne Vorschriften erlassen.

2.3.7 Niederlande

In den Niederlanden gibt es nach Auskunft des Minis-
teriums für Infrastruktur und Wasserwesen (Inspetie
Leefomgeing en Transport) keine nationalen Leitlini-
en für die Sicherheit in Eisenbahntunneln, die über die
TSI SRT hinausgehen.

2.3.8 Schweden

Nach Auskunft der nationalen Sicherheitsbehörde für
Eisenbahnen in Schweden (Transportstyrelsen) be-
stehen derzeit keine spezifischen Vorschriften für Ei-
senbahntunnel, die über die TSI SRT hinausgehen. Bei
Änderungen des Eisenbahnsystems ist ein Genehmi-
gungsverfahren zu durchlaufen und im Falle einer we-
sentlichen Änderung die CSM RA (402/2013) zu be-
folgen.Der wichtigste Infrastrukturbetreiber in Schwe-
den, Trafikverket, verfügt zusätzlich über interne Vor-
schriften.

2.3.9 Portugal

In Portugal bestehen neben der TSI SRT keine noti-
fizierten nationalen Vorschriften hinsichtlich zusätzli-
cher Anforderungen für den Bau und den Betrieb von
Eisenbahntunneln. Auch die National Safety Authori-
ty (NSA) hat keine eigenen Richtlinien herausgegeben.

2.3.10 Spanien

In Spanien hat Administrador de Infraestructuras Fer-
roviarias (ADIF) eine Norm für die Planung und In-
standhaltung der Eisenbahninfrastruktur des Schie-
nennetzes veröffentlicht [21]. DesWeiteren besteht eine
nationale Verordnung für die Planung und den Bau der
Teilsysteme Infrastruktur (IFI) und Energie (IFE) [22].
Die darin enthaltenenAnforderungen gehen nicht über
die Sicherheitsanforderungen der TSI SRT hinaus.

2.3.11 Dänemark

Nach Auskunft der dänischen Zivilluftfahrt- und Ei-
senbahnbehörde (Trafikstyrelsen) gibt es in Dänemark
neben der TSI SRT keine gesonderten nationalen An-
forderungen an die Sicherheit in Eisenbahntunneln.
Teilweise bestehen zusätzliche funktionale Anforde-
rungen, beispielsweise hinsichtlich der zulässigen Zeit

für die Evakuierung von Zügen. Derartige Anforde-
rungen werden im Zusammenhang mit der Ausarbei-
tung von Baugesetzen gestellt, wenn die Einrichtung ei-
nes Sicherheitsausschusses gefordert wird. Es ist dann
die Aufgabe des Sicherheitsausschusses, funktionale
Anforderungen festzulegen.

2.3.12 Zusammenfassung der anzuwendenden
Regelwerke

In Tabelle 1 werden die zuvor genannten nationalen
Regelungen, die neben der TSI SRT in den jeweiligen
Ländern gelten, nochmals aufgeführt, wobei Deutsch-
land ausführlich in Abschnitt 2.3.1 behandelt wird.

Tabelle 1. Übersicht angewandter Regelungen zur
Tunnelsicherheit in Europa

Land Ergänzende Regelungen, Anerkannte Regeln der
Technik

Deutschland Allgemeines Eisenbahngesetz [7] und die
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung [1]

EBA-Tunnelrichtlinie [8]

Eisenbahnspezifische technischen
Baustimmungen (EiTB, 2023) [9]

Österreich Eisenbahngesetz [10]

ÖBFV A-12/15 RL „Sicherheitsmaßnahmen in
Eisenbahntunnelanlagen“ [11]

RVE 08.01.01 „Baulicher Brandschutz in
unterirdischen Verkehrsbauwerken“ [12]

ÖBV-Richtlinie „Erhöhter baulicher Brandschutz
für unterirdische Verkehrsbauwerke aus
Beton“ [13]

Schweiz SIA 505 197/1 [17]

Verordnung über den Bau- und Betrieb der
Eisenbahnen, EBV [15]

Italien Sicherheit in Eisenbahntunneln, 28.10.2005
sowie organisatorische und technische Hinweise
vom 23.05.2012 bis 03.2021 [19]

Frankreich Interministerielle technische Anweisung über die
Sicherheit in Eisenbahntunneln, ITI – 98-300, Juli
1998 [20]

Belgien Richtlinien Infrabel

Niederlande –

Schweden Richtlinien Trafikverket

Portugal –

Spanien Verordnung TMA/135/2023 vom 15. Februar
2023 [22]

NAP 2-3-1.0+M1 Norma ADIF Plataforma
Túneles [23]

Dänemark Projektspezifische funktionale Anforderungen
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2.4 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die Sicherheit in Eisenbahntunneln ist für alle Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union in der Techni-
schen Spezifikation für die Interoperabilität bezüg-
lich der Sicherheit in Eisenbahntunneln (TSI SRT) [5]
verbindlich festgelegt. Abweichende nationale Rechts-
vorschriften sind zulässig, sie dürfen das in der TSI
SRT definierte Sicherheitsniveau aber nicht herabset-
zen. Und sie dürfen den Betrieb von Zügen, die der
TSI entsprechen, nicht verhindern. Die überwiegen-
de Mehrheit der Mitgliedsstaaten der EU wendet des-
halb ausschließlich die Regelungen der TSI SRT an.
Nur in einzelnen Ländern bestehen zusätzliche natio-
nale Regelungen (z. B. Deutschland, Österreich und
Schweiz).
Grundsätzlich gilt in der Europäischen Union die
Sicherheit eines Eisenbahnsystems als nachgewiesen,
wenn die Spezifikationen der TSI SRT für die Teilsyste-
me „Infrastruktur“ und „Energie“ eingehalten werden.
Bei Abweichungen von diesen Spezifikationen der TSI
SRTkann ein gleichwertiges Sicherheitsniveau über die
Common Safety Method (CSM) nachgewiesen wer-
den.
Hinsichtlich der Zulässigkeit unterirdischer Verknüp-
fungsstellen kann festgestellt werden, dass weder in
der TSI SRT noch in den nationalen Regelungen an-
derer europäischer Länder Vorgaben oder Einschrän-
kungen zu solchen Bauwerken gemacht werden. Dem-
entsprechend sind unterirdische Verknüpfungsstellen
sowie Komponenten davon – wie Streckenverknüpfun-
gen oder Überleitstellen – nach diesen Regelungen zu-
lässig.
In Deutschland sind gemäß den anzuwendenden Re-
gelungen (AEG, EBO, BEVVG, EBA-Tunnelrichtli-
nie, EiTB) unterirdische Verknüpfungsstellen ebenfalls
nicht ausgeschlossen. Insofern ist eine weitgehende
Übereinstimmung mit der TSI SRT und den nationa-
len Regelungen anderer europäischer Staaten festzu-
stellen.
Allerdings geht die EBA-Tunnelrichtlinie mit der For-
derung nach eingleisigen Röhren, wenn das „Betriebs-
programm den uneingeschränkten gleichzeitigen Be-
trieb von Reise- und Güterzügen im Tunnel vorsieht“
über die Forderungen der TSI SRT hinaus und weicht
damit auch von den Regelungen aller anderen europäi-
schen Länder ab.
Gleichzeitig ermöglichen die deutschen Regelungen
aber – ähnlich wie die TSI SRT – Abweichungen von
den anerkannten Regeln der Technik, wennmindestens
das gleiche Sicherheitsniveau wie bei Beachtung dieser
Regeln auf andereWeise nachgewiesen wird oder wenn
die Einhaltung einzelner Bestimmungen im Einzelfall
unverhältnismäßig wäre.
Das EBA kann in solchen Fällen Ausnahmegenehmi-
gungen in Form einer Zustimmung im Einzelfall (ZiE)
auf der Grundlage eines Risikomanagementverfahrens
oder einer eigenen Sicherheitsmethode (z. B. Unter-
nehmensinterne Genehmigung, UiG) erteilen.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass von den gelten-
den Regelungen abgewichen werden darf, wenn durch
Kompensationsmaßnahmen mindestens die gleiche Si-
cherheit nachgewiesen wird. Möglichkeiten zur Kom-
pensation von Abweichungen des nach der EBA-Tun-
nelrichtlinie geltenden Gebot von eingleisigen Röhren
werden für den Fall einer Verknüpfungsstelle in den fol-
genden Abschnitten aufgezeigt.

3 Flucht- und Rettungskonzepte –
Einflussfaktoren auf die Sicherheit

3.1 Allgemeines

Als Grundlage der Betriebsgenehmigung ist für je-
de unterirdische Verkehrsanlage ein Rettungskonzept
auszuarbeiten. Darin muss unter Berücksichtigung lo-
kaler Gegebenheiten und der Logistik primär der Ab-
lauf der Selbstrettung und das anschließende Vorge-
hen von Einsatzkräften (Fremdrettung) im Notfall de-
tailliert beschrieben werden. Dazu müssen die Ausstat-
tung der Einsatzdienste, die Kommunikation und die
Anfahrlogistik, die Transportmöglichkeiten von Ver-
letzten, die Qualifikation und der Ausbildungsstand
der Einsatzkräfte sowie weitere örtliche Randbedin-
gungen für die Fremdrettung berücksichtigt werden.
Dabei sind ggf. zusätzliche lokale Vorschriften zu be-
achten.

3.2 Ereignisfälle

Die Unfallhäufigkeit ist in Bahntunneln tendenziell ge-
ringer als auf offenen Strecken oder bei der Eisenbahn
im Bereich von Bahnhöfen einzustufen, weil einzel-
neGefährdungen beispielsweise ausWitterungseinflüs-
sen, Kollisionen oder Unfallfolgen bei Entgleisungen
weniger oft auftreten. Im Vergleich zur offenen Stre-
cke erreichen jedoch Brandereignisse, weil die Brand-
gase im abgeschlossenen Raum nicht unmittelbar ab-
strömen können, schnell ein kritisches Ausmaß.
Brände sowie daraus entstehende Rauchentwicklun-
gen und hohe Temperaturen können potenziell folgen-
schwere Auswirkungen, insbesondere auf die Tunnel-
nutzer, aber auch auf die Infrastruktur haben. Aus
diesem Grund zielen alle sicherheitsrelevanten Maß-
nahmen neben Prävention (Vorbeugung) und Ereignis-
minderung (Ausmaßreduzierung, z. B. durch die früh-
zeitige Erkennung und Eindämmung von Brandereig-
nissen) auf die nachfolgend beschriebene Selbst- und
Fremdrettung ab.

3.3 Angestrebte Schutzziele

Generell sind für den vorbeugenden und abwehrenden
Brandschutz – auch in Bahntunneln – folgende Schutz-
ziele definiert [24]:
– Rettung von Menschen

Dazu dienen die erforderlichen Rettungs- und
Fluchtwege innerhalb und außerhalb von Bahnan-
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lagen. Eine frühzeitige Alarmierung und die Be-
leuchtung sowie Kennzeichnung von Rettungswe-
gen ist von entscheidender Bedeutung für eine er-
folgreiche Selbstrettung. Für die Fremdrettung –
z. B. von Personen mit eingeschränkter Mobilität –
können besondere Einrichtungen erforderlich sein.

– Schutz vor Feuer und Rauch
Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errich-
ten, zu ändern und instand zu halten, dass der
Entstehung eines Brands und der Ausbreitung von
Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt
wird. Der Ausbreitung von Bränden wird z. B. durch
Einführung von Brandabschnitten, durch raumab-
schließende Bauteile mit Widerstand gegen Feuer
und/oder Rauch (z.B.Wände, Decken, Türen) sowie
ggf. durch Lüftungsmaßnahmen (Überdruckbelüf-
tung zurGewährleistung sicherer Bereiche oder Ent-
rauchungsanlagen zur Verhinderung einer unkon-
trollierten Rauchausbreitung) vorgebeugt.

– Ermöglichung wirksamer Löscharbeiten
Ein Schutzziel ist es, dem abwehrenden Brandschutz
durch die Feuerwehr „wirksame Löscharbeiten“ zu
ermöglichen. Hier können z. B. fest installierte Lei-
tungen für die Löschwasserversorgung oder Maß-
nahmen zurRauchfreihaltung oder Entrauchung er-
forderlich sein. Der abwehrende Brandschutz und
die Aufgaben der Feuerwehr sind in den jeweiligen
Feuerwehrgesetzen der einzelnen Länder geregelt.

3.4 Selbstrettung

Die Anforderungen und Randbedingungen für die
Selbstrettung in unterirdischen Verknüpfungsstellen
entsprechen den allgemeinen Anforderungen an Bahn-
tunnel. Dabei bezieht sich der Begriff „Selbstrettung“
inBahntunneln auf die Fähigkeit und dieMaßnahmen,
die es Fahrgästen und Personal ermöglichen, sich im
Falle eines Ereignisses, wie z. B. eines Brandes oder ei-
nes technischen Versagens, selbstständig in Sicherheit
zu bringen. Die Selbstrettung hat höchste Priorität im
Sicherheitskonzept von Bahntunneln und umfasst ver-
schiedene Aspekte:
– Evakuierungsmöglichkeiten: Vorhandensein von

Notausgängen, Fluchtwegen und sicheren Berei-
chen, die im Ereignisfall erreichbar sind.

– Beschilderung und Beleuchtung: Klare und deutli-
che Kennzeichnung der Fluchtwege sowie Notbe-
leuchtung, um Orientierung und Sichtbarkeit auch
bei Ausfall der regulären Beleuchtung zu gewährleis-
ten.

– Information und Kommunikation: Systeme, die es
ermöglichen, Passagiere und Personal im Ereignis-
fall schnell und effektiv zu informieren und Anwei-
sungen zur Selbstrettung zu geben.

– Schulung und Anweisungen: Regelmäßige Schulun-
gen für das Personal und Informationen für die Pas-
sagiere über die Verhaltensweisen im Ereignisfall,
einschließlich der Wege zur Selbstrettung.

– Zugänglichkeit und Sicherheit der Fluchtwege.

– Ausrüstung zur Selbstrettung: Bereitstellung von
Ausrüstungen wie Lüftungseinrichtungen, Notfall-
kommunikationseinrichtungen, Atemschutzgeräten
oder Leuchtmitteln, die im Falle eines Notfalls die
Selbstrettung unterstützen.

Selbstrettung in Bahntunneln wird so konzipiert, dass
sie auch unter erschwerten Bedingungen, wie Rauch-
entwicklung oder Stromausfall, effektiv funktioniert.
Eine Selbstrettung erfolgt in der Regel ohne Atem-
schutz und ist daher nur möglich, wenn die Konzen-
trationen von giftigen und reizenden Gasen unter-
halb von Grenzwerten liegen. Gegenüber einem Brand
im Freien können Brandgase nicht ungehindert nach
oben abströmen und verbleiben bei einem Brand län-
ger im Tunnel. Die toxische Wirkung von Brandgasen
kann z. B. anhand der Konzentrationen von Kohlen-
monoxid (CO), Cyanwasserstoff (HCN), Chlorwasser-
stoff (HCl) ermittelt werden. Darüber hinaus können
Brandgase die sensorischen Fähigkeiten beeinträchti-
gen und reduzieren dadurch bereits in geringen Kon-
zentrationen die Orientierung und die Erkennungswei-
te.
Neben den toxischen Wirkungen des Brandrauchs hat
auch die Temperatur einen wesentlichen Einfluss auf
die Fähigkeit zur Selbstrettung. Diese Belastung muss
in der Zeitspanne der Selbstrettung so gering wie mög-
lich gehalten werden. Die thermische Einwirkung ba-
siert grundlegend auf drei Mechanismen die zur Hand-
lungsunfähigkeit, zu schweren Verletzungen oder auch
zum Tode führen können. Diese sind der thermische
Schock, Hautverbrennungen und Verbrennungen der
Lunge. Diese Schädigungen durch heiße Gase stellen
sich ein, wenn Personen längere Zeit einer erhöhten
Umgebungstemperatur ausgesetzt sind. Entsprechend
kritische Temperaturen hängen von der Luftfeuchtig-
keit und der Expositionsdauer ab und reichen von
120 °Cbei trockener Luft bis zu 80 °C bei feuchter Luft.

3.5 Fremdrettung

Für eine erfolgreiche Fremdrettung in Bahntunneln –
also Rettungseinsätze durch professionelle Rettungs-
kräfte wie Feuerwehr, technische Hilfswerke oder Ret-
tungsdienste – müssen technische und organisatorische
Voraussetzungen erfüllt sein. Diese umfassen
– Zugänglichkeit und Erreichbarkeit des Tunnels: Der

Tunnel muss für Rettungsfahrzeuge schnell zugäng-
lich sein. Dazu gehören beispielsweise Zufahrtswege
(Befahrbarkeit mit Straßenbereifung) für Rettungs-
fahrzeuge und die Verfügbarkeit geeigneter Ret-
tungszüge.

– Brandbekämpfungseinrichtungen: Dazu gehören
ortsfeste wie auch mobile Löscheinrichtungen im
Tunnel (z. B. Löschwasserleitungen mit regelmäßig
vorhandenen Wasserentnahmestellen, Wassernebel-
anlagen oder Löschfahrzeuge mit Löschwasservor-
rat, etc.)

– Effektive Kommunikationssysteme: Ein zuverlässi-
ges Kommunikationssystem ist entscheidend, um ei-
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ne schnelle Reaktion und Koordination der Ret-
tungskräfte zu ermöglichen. Dies schließt auch die
Kommunikation mit dem Zugpersonal und den im
Tunnel befindlichen Personen ein.

– Notfall- und Rettungspläne: Detaillierte und aktu-
elle Notfallpläne, die spezifische Szenarien für den
jeweiligen Tunnel berücksichtigen, sind notwendig.

– Ausbildung und Training der Rettungskräfte: Spezi-
elle Ausbildung und regelmäßiges Training für Ein-
sätze in Tunnelumgebungen sind erforderlich, um
auf die spezifischen Herausforderungen und Gefah-
ren in Tunneln vorbereitet zu sein.

– Spezielle Ausrüstung für Tunnelrettungseinsätze:
Die Rettungskräfte benötigen spezielle Ausrüstung,
die für Einsätze in beengten und potenziell gefähr-
lichen Umgebungen wie Tunneln geeignet ist. Da-
zu gehören Atemschutzgeräte, spezielle Beleuchtung
und Rettungsgeräte.

– Interoperabilität und Koordination verschiedener
Rettungsdienste: Eine effektive Zusammenarbeit
und Koordination zwischen verschiedenen Ret-
tungsdiensten und Organisationen ist entscheidend
für eine erfolgreiche Rettungsaktion.

– Übungen und Simulationen: Regelmäßige Übungen
und Simulationen von Rettungseinsätzen im Tunnel
tragen dazu bei, die Abläufe zu optimieren und die
Reaktionsfähigkeit der beteiligten Kräfte zu verbes-
sern.

Diese Voraussetzungen sind notwendig, um im Falle
eines Ereignisses in einem Bahntunnel schnelle, koor-
dinierte und effektive Rettungsaktionen durchführen
zu können. Sie ergänzen die Maßnahmen zur Selbst-
rettung und sind ein integraler Bestandteil des umfas-
senden Sicherheitskonzepts für Bahntunnel.
Eine wichtige Voraussetzung für eine erfolgreiche
Fremdrettung ist eine möglichst kurze Zeit zwischen
dem Auslösen des Alarms bis zum Erreichen des Er-
eignisorts. Bei einem langen Tunnel ist neben der An-
fahrtszeit insbesondere die Zeit für das Vorrücken in
der Röhre der einschränkende, zeitintensive Faktor.
Für die Fremdrettung werden oft eigene Lösch- und
Rettungsfahrzeuge vorgehalten. Diese befinden sich
entweder unmittelbar bei den Tunnelportalen oder de-
finierten Punkten. Letzteres ist vor allem der Fall,
wenn reguläre, speziell für Tunneleinsätze ausgebildete
Feuerwehreinheiten, eingesetzt werden. Dadurch kön-
nen sich auch längere Anfahrtswege ergeben. Die Ent-
scheidung, ob ein Fremdrettungseinsatz notwendig ist,
hängt von vielen Fragestellungen ab und kann nur er-
eignisspezifisch entschieden werden.

3.6 Maßnahmen zur Unterstützung der Selbst-
und Fremdrettung

3.6.1 Vorbeugung und Ausmaßverminderung

Neben der zuvor erläuterten Selbst- und Fremdret-
tung (für den Ereignisfall) gilt es, bereits im Vorfeld
durch Vorbeugung (Prävention) Ereignisse zu vermei-
den und, falls sie dennoch eintreten, im Ausmaß zu be-

grenzen. In diesem Zusammenhang sind die folgenden
Hinweise zu beachten.
Präventive Maßnahmen, wie Signalsysteme und Zug-
funk, sind nicht tunnelspezifisch, sondern haben eine
positive Auswirkung auf die Sicherheit im gesamten
Eisenbahnnetz. Durch systematische Instandhaltungs-
und -setzungsmaßnahmen sowie die periodische Über-
wachung von Gleiskontinuitäten können Unfälle ver-
mieden werden. Durch Überwachungsportale vor ei-
nem Tunnel oder durch spezifisch angeordneten Tem-
peratur- und Rauchsensoren soll das Einfahren von
Zügen mit erhöhten Temperaturen oder bereits bren-
nenden Zügen verhindert werden. Außerdem ist durch
regelmäßige Wartungsarbeiten an Zügen das Unfallri-
siko durchmangelhafte oder beschädigte Fahrzeuge zu
reduzieren. Ferner muss vermieden werden, dass weite-
re Züge in den Tunnel einfahren, wenn sich im Tunnel
ein Brand ereignet hat. Alle Informationen laufen in ei-
ner Tunnelleitzentrale zusammen, von wo aus auch die
Unterstützung eines möglichen Fremdeinsatzes erfol-
gen kann.
Durch Brandlöscheinrichtungen im Zug und fallweise
entlang des Tunnels (eher in Ausnahmenfällen vorhan-
den) sollten sowohl die weitere Entwicklung wie auch
die Ausbreitung des Brands vermindert werden. Da-
zu sind Maßnahmen zur Sicherstellung der Notlauf-
eigenschaften und Notbremsüberbrückung zu imple-
mentieren. Laut TSI LOC&PAS [25] muss ein Zug (der
Brandschutzkategorie B) ab Brandbeginn noch 15min
lang (bei 80 km/h) fahrfähig bleiben. Diese Anforde-
rung wird gestellt, damit der Zug noch eine geeignete
Stelle zum Anhalten erreichen kann, an der die Fahr-
gäste und das Zugpersonal aus demZug in einen siche-
ren Bereich evakuiert werden können (z.B. außerhalb
des Tunnels bei kurzen Tunneln oder Brandbekämp-
fungsstellen, bei langen Tunneln max. alle 20 km).
Die Ausbildung der Brandbekämpfungsstellen muss
derart erfolgen, dass möglichst schnell ein sicherer Be-
reich erreicht werden kann, in dem die Flüchtenden bis
zur Evakuierung aus dem Tunnel vor Rauchgasen und
hohen Temperaturen geschützt sind.
Im Ereignisfall ist es wichtig, die Positionen ggf. wei-
terer Züge im Tunnel zu kennen, um die geeigneten
Sofortmaßnahmen zur Räumung des Tunnels einlei-
ten zu können. Die Effizienz einer unterstützenden Er-
eignisfalllüftung kann durch die Präsenz anderer Zü-
ge im Tunnel signifikant beeinträchtigt werden, da die
Rauchausbreitung bei einem Zugbrand durch die Posi-
tion vorausfahrender oder nach einem Halt rückwärts
ausfahrender Züge beeinflusst wird. Da die Ereignis-
falllüftung auch zur Vermeidung eines Rauchübertritts
über Fluchtverbindungen in die Gegenröhre genutzt
werden kann, ist die Kenntnis über in der Ereignis-
und Gegenröhre befindliche Züge sehr wichtig. Letzt-
endlich sind die betrieblichen Evakuierungsmaßnah-
men unter Berücksichtigung der lokalen Randbedin-
gungen zu wählen. Diesbezüglich ist zu beachten, dass
in Deutschland Bahntunnel in der Regel ohne mecha-
nische Lüftung betrieben werden.
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3.6.2 Bauliche Maßnahmen

Aus der TSI SRT [4] ergeben sich zusätzliche Maßnah-
men für die Infrastruktur. Zu den wesentlichen zählen:
– Brandschutzanforderungen an Bauwerke und an

Baumaterialien: Die Standsicherheit des Bauwerks
muss im Falle eines Brandes zumindest für den Zeit-
raum der Selbstrettung und Evakuierung von Rei-
senden sowie des Personals und für den Zeitraum
der Fremdrettung ohne Gefährdung der Tragsicher-
heit des Tunnelbauwerks gewährleistet werden.

– Horizontale und/oder vertikale Notausgänge ins
Freie (min. alle 1000m).

– Bei Zweiröhrenkonzept: Querschläge zur anderen
Tunnelröhre (min. alle 500m).

– Fluchtwege und deren Notbeleuchtung sowie Kenn-
zeichnung.

– Zugänge für Rettungsdienste und Feuerwehr.
– Rettungsbereiche außerhalb von Tunneln (min.

500m2).
In Bezug auf den Brandschutz wird auf die Veröf-
fentlichung „Beton unter hoher Temperaturbeanspru-
chung – Brandschutz und Rettungssysteme in Tun-
neln“ von Bergmeister, Cordes, Lun, Murr und Rei-
chel im Beton-Kalender 2018 verwiesen [24]. Wesent-
lich sind die Brandphasen mit den dabei entstehenden
Temperaturen, die in Tabelle 2 angeführt sind.
Nachfolgend werden die Notausgänge und die Flucht-
wegtüren kurz angeführt, da diese bei unterirdischen
Verknüpfungsstellen wichtig sind.

Notausgänge
In Tunneln von mehr als 1 km Länge müssen min-
destens alle 1000m Notausgänge vorhanden sein, und
zwar in Form von horizontalen Rettungsstollen oder
vertikalen Rettungsschächten ins Freie. Im Falle von
Querschlägen zwischen benachbarten getrennten Tun-
nelröhren müssen die Notausgänge im Abstand weni-
ger als 500m angeordnet werden. Notausgänge sind
im Fahrtunnel durch hinterleuchtete Rettungszeichen
nach BGV A8 VBG 125 (E 01) [27] besonders zu

Tabelle 2. Brandphasen und Temperaturentwicklung (s. [26])

Brandphasen Entwicklungs-
brand

Vollbrand

Risiken Entzündung Schwelen Ausbreitung
und
Abklingen

Entzündbar-
keit

Flammenaus-
breitung

Substanzer-
haltung der
Konstruktion

Entflammbar-
keit

Wärmeent-
wicklung

Verhinderung
der Brand-
durchdringung

Temperaturen 20 °C–25 °C ca. 100 °C bis 1500 °C

kennzeichnen.Diese sind (inDeutschland) abweichend
von [27] mit blauem Grund auszuführen. Rettungs-
zeichen sind notwendig, um Reisende über die Lage
des nächstgelegenen Tunnelportals oder Notausgangs
unmittelbar zu informieren, falls das Zugpersonal da-
zu nicht in der Lage ist. Die Entfernungsangabe ist
vor allem aus psychologischen Gründen erforderlich.
Die Kennzeichnung von Notausgängen durch blaues
Kennlicht verhindert die Verwechslung mit Signalen.
Sie ist für Straßen- und U-Bahnen gesetzlich geregelt
und wird im Interesse der Einheitlichkeit auch bei Ei-
senbahntunneln angewandt [8].

Fluchtwegtüren
Nach TSI-SRT [4] müssen Türen, die vom Flucht-
weg in den sicheren Bereich führen, eine lichte Öff-
nung von mindestens 1,4m Breite und 2,0m Höhe
aufweisen. Alternativ sind auch mehrere nebeneinan-
derliegende, schmalere Türen zulässig, sofern nachge-
wiesen wird, dass ihre Durchlasskapazität gleich groß
oder größer ist. Nach der EBA-Tunnelrichtlinie [8]
und den EiTB [9] müssen Notausgangstüren mindes-
tens so breit sein wie der Fluchtweg. Türen müssen
in Fluchtrichtung aufschlagen. Türflügel müssen ei-
ne Mindestbreite von 1,0m haben. Notausgangstüren
müssen mindestens feuerhemmend, rauchdicht und
selbstschließend (T 30 RS bzw. EI230-C-S200) sein.
Notausgänge sind gegen unbefugten Zutritt von außen
zu sichern.
In den DB-Ril 853 [21] werden die zuvor zitierten
Anforderungen quasi zusammengefasst und Flucht-
türen mit einer lichten Breite von mindestens 2,00m
und einer lichten Höhe mindestens 2,00m gefordert.
Die Breite ergibt sich aus der Forderung, dass die-
se nach TSI-SRT mindestens 1,40m betragen muss,
nach EBA-Tunnelrichtlinie aber jeder Flügel mindes-
tens 1,00m breit sein muss. Über die Angaben in der
EBA-Tunnelrichtlinie hinaus müssen die Türen selbst-
verriegelnd sein und einen bauaufsichtlichen Verwend-
barkeitsnachweis (EBA-Zulassung) besitzen. Sollte ein
solcher Verwendbarkeitsnachweis nicht vorliegen, ist
eine Zustimmung im Einzelfall (ZiE) beim EBA zu be-
antragen.

3.6.3 Anlagentechnische Maßnahmen

3.6.3.1 Beleuchtung

Die Beschilderung und die Beleuchtung sind erforder-
lich, um die Fluchtrichtung und Fluchtwege eindeu-
tig erkennbar zu machen und die „sicheren Bereiche“
zu beleuchten. Neueste LED- und Steuerungstechnik
ermöglichen auch eine Lenkung der Fluchtbewegung
(zum Beispiel mittels beleuchteten Laufleisten welche
in den Handlauf oder Boden eingelassen werden). Bei
der Lichtstärke sieht die TSI SRT für Bahntunnel ein
Mindestmaß von einem Lux vor [4].
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3.6.3.2 Lüftung in unterirdischen Bahnanlagen

Obwohl eine mechanische Lüftung in Bahntunneln in
Deutschland nicht vorgesehen ist, kann sie notwendig
sein, wenn beispielsweise ein Fahrtunnel in einen Bahn-
hof mündet. Eine mechanische Lüftung kann auch an-
geordnet werden, umSicherheitsdefizite zu kompensie-
ren. Ziel ist es, die Sicherheit im Fluchtwegbereich zu
gewährleisten, indem die Rauchgasse (ins Freie) abge-
leitet werden und die Selbst- und Fremdrettung mit fri-
scher, nicht kontaminierter Luft ermöglicht wird.

3.6.3.3 Löschsysteme und Brandbekämpfungs-
anlagen

Eine schnelle Brandbekämpfung kann die Schäden
durch einen Brand reduzieren. Sie sollte möglichst
frühzeitig erfolgen und kann im Falle automatischer
Brandbekämpfungsanlagen bereits in der Selbst- und
Fremdrettungsphase zur Erhöhung der Sicherheit bei-
tragen. Sie soll im Wesentlichen die Wärmefreisetzung
reduzieren, kann aber auch nützlich sein, um Rauch-
partikel niederzuschlagen und einzelne giftige oder rei-
zende Gase durch den Wassernebel auszuwaschen.

Löschwasserleitung
In den Fahrtunneln müssen auf der Seite des Flucht-
wegs durchgehende Löschwasserleitungen verlegt wer-
den. Die Wasserentnahme erfolgt aus Hydranten, wel-
che in einem regelmäßigen Abstand angeordnet sind.
Diese Löschwasserleitungen sind so zu bemessen, dass
sie gemäß EBA-Richtlinie [8] mindestens 800 Liter
Wasser/min bei einem statischen Druck von 8 bar bzw.
einemDruck bei Entnahme von Löschwasser von 5 bar
gewährleisten können. Darüber hinaus sollen Lösch-
wasserhydranten in den Portalbereichen vorgesehen
werden.

Lösch- und Rettungsfahrzeuge
mit Löschwasservorrat
Für Bahntunnel werden als Lösch- und Rettungsfahr-
zeuge auch schienengebundene, mit Diesel betriebene
Gerätefahrzeuge mit einem Tanklöschwagen verwen-
det. Jede Einheit verfügt über eine druckdicht ausge-
führte und mit Atemluft versorgte Führerstandkabi-
ne. Der Lösch- und Rettungszug fährt im Normalfall
maximal 100 km/h. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen werden auch radgebundene Löschfahrzeuge ver-
wendet [24].

Brandbekämpfungsanlagen
Brandbekämpfungsanlagen hemmen die Ausbreitung
eines Brands, indem sie die Brandlast kühlen und die
freigesetzte Energie zur Verdampfung desWassers nut-
zen. Damit sorgen sie insbesondere für eine effizien-
te Schadensbegrenzung am Betonbauwerk. Im Gegen-
satz zu herkömmlichen Sprinkleranlagen werden bei
Brandbekämpfungsanlagen sehr kleine Wassertropfen
(Wassernebel) genutzt. Es gibt Niederdruckanlagen
(Betriebsdruck bei ca. 10 bar) und Hochdruckanlagen

(Betriebsdruck bei ca. 60 bar). Bei denHochdruckwas-
sernebelanlagen vergrößert sich aufgrund des hohen
Drucks die Reaktionsoberfläche im Vergleich zu einem
herkömmlichen Sprinklersystem um das mehr als 200-
Fache. Das Vernebeln des Löschwassers erzeugt viele
sehr kleine Tropfen mit einer insgesamt sehr großen
Oberfläche und bewirkt damit eine extrem effiziente
Kühlung. Dem Feuer wird so schnell und effektiv die
Energie entzogen.
Der ausgeprägte Kühleffekt schützt darüber hin-
aus Menschen und Sachgüter vor Wärmeeinwirkung.
Durch den Abschirmeffekt der Tröpfchen gegen Wär-
mestrahlung lassen sich wirksame Wassernebelab-
schottungen für fliehende Personen und Einsatzkräf-
te aber auch für Bauteile, Wandöffnungen, Fassaden
usw. schaffen. Weiterhin ist unmittelbar am Brand-
herd der Effekt der Sauerstoffverdrängung relevant.
Durch die schnelle Verdampfung der Wassertröpfchen
wird dem Feuer Energie und Sauerstoff entzogen. Der
Wasserdampf hat ein 1640-fach größeres Volumen als
das Wasser, wodurch der Sauerstoff direkt am Brand-
herd verdrängt und einen Stickeffekt erzeugt wird.
Dies geschieht jedoch nur unmittelbar am Brandherd,
eine Gefahr für flüchtende Personen aufgrund von
Sauerstoffmangel besteht nicht. Die bei konventionel-
len Wasserlöschsystemen (z.B. Niederdruckwasserne-
bel-Anlagen) verwendeten größeren Tropfen verdamp-
fen deutlich langsamer als bei Hochdruckwassernebel
oder zu einem erheblichen Teil überhaupt nicht. Die
Vernebelung hat auch den Vorteil, dass sie in gewis-
sem Maße auch in Hohlräume besser eindringen kann
aufgrund der leichten „Verschiebbarkeit“ der kleinen
Wassertröpfchen. Dies hat speziell bei Zuggarnituren,
die oft zumindest von oben her sehr dicht sind, enorme
Vorteile.
Eine Brandbekämpfungsanlage sollte automatisch
ausgelöst werden, um die Temperatur rasch zu senken
und die Brandausbreitung zu begrenzen sowie die Bil-
dung von Rauch und Ruß zu reduzieren. Der anschlie-
ßende Einsatz der Einsatzkräfte und die Durchführung
der Fremdrettung werden maßgeblich erleichtert. Der
Einsatz einerWassernebelanlage weist in Bezug auf die
Fremdrettung eine sehr hohe Wirksamkeit auf.

3.6.4 Organisatorische Maßnahmen

Eine wichtigeVoraussetzung für ein rasches und erfolg-
reiches Reagieren bei einem Ereignis in einer unterirdi-
schen Bahnanlage ist dieKommunikation zwischen Er-
eignisort und Leitzentrale. Die Kommunikationsinfra-
struktur (z. B. Streckentelefon, Zugfunk etc.) wirkt da-
her sowohl ausmaßmindernd wie auch unterstützend
für die Selbstrettung und Fremdrettung.
Bei Tunneleinsätzen gibt es spezielle Herausforderun-
gen. Zumeist werden bei einemEreignis zeitgleichmeh-
rere Feuerwehren und Rettungsdienste alarmiert; dies
basierend auf den speziell abgestimmten Rettungs-
konzepten und -plänen. Die Einsatzkräfte können bei
grenzüberschreitenden unterirdischen Anlagen auch
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Tabelle 3. Übersichtstabelle zu den 13 Grundvarianten unterirdischer Verknüpfungsstellen

Varianten Art der Verknüpfungsstelle Strecken-
verknüpfungen

Überleitstellen Anzahl Gleise in
Verknüpfungsstelle

Variante 1, Abschn. 4.2 Streckenzusammenführung X – 1 × 2-gleisig

Variante 2, Abschn. 4.3 Streckenzusammenführung X – 2 × 1-gleisig

Variante 3, Abschn. 4.4 Streckenzusammenführung X X 1 × 2-gleisig

Variante 4, Abschn. 4.5 Streckenzusammenführung X X 2 × 1-gleisig

Variante 5, Abschn. 4.6 Streckenzusammenführung X X 2 × 1-gleisig (mit Kaverne)

Variante 6, Abschn. 4.7 Vollständige Verknüpfungsstelle X – 2 × 2-gleisig

Variante 7, Abschn. 4.8 Vollständige Verknüpfungsstelle X – 4 × 1-gleisig

Variante 8, Abschn. 4.9 Vollständige Verknüpfungsstelle X – 1 × 4-gleisig

Variante 9, Abschn. 4.10 Vollständige Verknüpfungsstelle X X 2 × 2-gleisig

Variante 10, Abschn. 4.11 Vollständige Verknüpfungsstelle X X 2 × 2-gleisig (mit Kaverne)

Variante 11, Abschn. 4.12 Vollständige Verknüpfungsstelle X X 4 × 1-gleisig

Variante 12, Abschn. 4.13 Vollständige Verknüpfungsstelle X X 4 × 1-gleisig (mit Kaverne)

Variante 13, Abschn. 4.14 Vollständige Verknüpfungsstelle X X 1 × 4-gleisig

aus verschiedenen Sprach- und Kulturräumen kom-
men. Daher ist ein hoher Koordinationsaufwand mit
klarer Kommunikation erforderlich. Die Rettungsab-
läufe müssen regelmäßig geschult und beübt werden.

4 Unterirdische Verknüpfungsstellen –
systemische Überlegungen

4.1 Einführung und Übersicht

Die in einer Verknüpfungsstelle erforderlichen (Tras-
sierungs-)Elemente resultieren aus den projektspezifi-
schen baulichen und betrieblichen Erfordernissen. Vor
diesem Hintergrund hat im Gesamtsystem unter Be-
rücksichtigung der spezifischen Randbedingungen aus
den nachfolgend dargestellten Varianten die Auswahl
möglicher Lösungen zu erfolgen.
Grundsätzlich ist eine Vielzahl von Varianten für un-
terirdische Verknüpfungsstellen denkbar. In Tabelle 3
werden 13 wesentliche Grundvarianten zusammenfas-
send aufgeführt, die in den folgenden Abschnitten ge-
nauer beschrieben werden.
Die 13 Grundvarianten der untersuchten unterirdi-
schen Verknüpfungsstellen unterscheiden sich im We-
sentlichen in Bezug auf ihre betriebliche Funktionali-
tät und ihre bauliche Ausgestaltung. Für diese Grund-
varianten werden entsprechende sicherheitsrelevante
Maßnahmen festgelegt, wobei für einzelne Untervari-
anten unterschiedliche Sicherheitsmaßnahmen entwi-
ckelt werden. Zur besseren Übersicht werden die 13
identifizierten Varianten nach funktioneller und bauli-
cherKomplexität gemäß Bild 2 gegliedert. Hierbei wird
zwischen Streckenzusammenführungen (Zeile 1 und 2)

und vollständigen Verknüpfungsstellen (Zeile 3 und 4)
unterschieden. Dabei sind Streckenzusammenführun-
gen (Variante 1 bis 5) weniger komplex als vollständige
Verknüpfungsstellen (Variante 6 bis 13). Insofern steigt
in Bild 2 die funktionelle Komplexität über die Anzahl
der Zeilen; die bauliche Komplexität nimmt mit den
Spalten von links nach rechts zu. Dadurch können in-
nerhalb einer Komplexitätsstufe auf funktioneller Ebe-
ne die Varianten auch nach baulicher Komplexität ge-
gliedert werden.
Die in Bild 2 gegliederten Varianten von unterirdischen
Verknüpfungsstellen werden in den folgenden Unter-
abschnitten genauer beschrieben und in Hinblick auf
Sicherheitsmaßnahmen, bauliche Gestaltung, Betrieb
im Ereignisfall und Instandhaltbarkeit der Maßnah-
men bewertet.Le
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